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Deutschland befindet sich auf dem 
Weg aus der Corona-Krise. Zumindest, 
was die wirtschaftlichen Folgen be-
trifft. Mehr als sechs Monate ist es nun 
her, als die deutschen Medien zum ers-
ten Mal über die Corona-Pandemie be-
richteten. Die Corona-Krise erfordert 
tragfähige Lösungen und Modelle, da-
mit die wirtschaftlichen Folgen für die 
Betriebe abgeschwächt werden. Zum 
Einsatz kommen zurzeit arbeitsmarkt-
politische Instrumente. Kurzarbeit 
erweist sich als wichtiger Bestandteil 
des Erfolgsmodells Beschäftigungssi-
cherung, das wir in diesem BLC Topthe-
ma vorstellen. Im Weiteren werden wir 

die Lage der Betriebe und der Beschäf-
tigung nach einer 6-monatigen Dauer 
der Pandemie beleuchten.

Erholung des Arbeitsmarktes

Mit fortschreitender Dauer der Co-
rona-Krise liegen immer mehr belast-
bare Schätzungen und Prognosen von 
deutschen Forschungsinstituten zur 
Entwicklung des Arbeitsmarktes vor. 
Eine deutliche Erholung am Arbeits-
markt ist demnach spürbar. Der Ar-
beitsmarkt hat im dritten Quartal 2020 
an Stabilität gewonnen. Zeit für einen 
optimistischen Blick in die Zukunft – 

konkret in 2021. Das Institut für Ar-
beitsmarkt und Berufsforschung (IAB) 
der Bundesagentur für Arbeit hat am 
18. September 2020 Entwarnung für 
die Betriebe gegeben. Dazu veranlas-
sen die Ergebnisse der Befragung „Be-
triebe in der Covid-19-Krise“ anhand 
von Paneldaten. Insgesamt befragte 
das IAB-Forscherteam Geschäftsfüh-
rungen und Führungskräfte aus 1723 
Betriebe im August 2020. Der verant-
wortliche IAB-Forscher Jens Stegmai-
er bewertet die Ergebnisse wie folgt: 
„Die Ergebnisse zeigen, dass sich die 
wirtschaftliche Situation der Betriebe 
sehr deutlich gegenüber dem Höhe-
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punkt der Krise im Frühjahr verbessert 
hat“ (Institut für Arbeitsmarkt und 
Berufsforschung, Pressemitteilung, 
18.09.2020). Schließlich seien stark 
negative Auswirkungen der Corona-
Pandemie für jeden fünften Betrieb 
messbar. Im Mai 2020 sei noch jeder 
dritte Betrieb in vergleichbarem Aus-
maß betroffen gewesen.

Das Institut der Deutschen Wirtschaft 
(IW) bestätigt die Annahmen einer 
baldigen Erholung des Arbeitsmarktes. 
„Die konjunkturelle Belebung wird im 
Jahr 2021 zu einer Entspannung füh-
ren. Die Erwerbstätigkeit wird wieder 
ansteigen, allerdings wird der Anstieg 
mit 0,1 Prozent gering ausfallen. Die 
Gründe liegen erstens darin, dass die 
steigende Arbeitskräftenachfrage zu-
nächst wieder über eine zunehmende 
Arbeitszeit realisiert wird. Die Betriebe 
werden die weitere Entwicklung abwar-
ten, bevor sie das wirtschaftliche Risi-
ko von Neu- oder Wiedereinstellun-
gen eingehen“ (Institut der Deutschen 
Wirtschaft, IW-Report 46/2020, Weite 
Wege der Erholung – IW Konjunktur-
prognose Herbst 2020, S. 13). Trotz der 
besseren Prognosen werde der Arbeits-
markt ein vergleichbares Niveau wie 
vor Ausbruch der Corona-Pandemie 
in 2021 noch nicht erreichen, heißt es 
in der IW Konjunkturprognose Herbst 
2020. Für die Betriebe und Beschäftig-
te bedeutet dies weiterhin eine ange-
spannte Situation, wenngleich sie Licht 
am Horizont sehen. 

 
Mit Erfolgsmodellen aus der Krise
 

Ein Grund für eine mögliche Erho-
lung des Arbeitsmarktes liegt in den 
umfangreichen Maßnahmen, die von 
der Bundesregierung seit Mitte März 
2020 beschlossen wurden. Maßnah-
men zur Beschäftigungssicherung und 
zum konjunkturellen Aufschwung 
greifen. Diese Tatsache veranlasst die 
Bundesregierung den eingeschlagenen 
Kurs beizubehalten. Im September 
2020 beschloss sie gleich drei Maß-
nahmen zu verlängern: erstens das 
Kurzarbeitergeld, zweitens die Aus-
setzung von Insolvenzen und drittens 
die Überbrückungshilfen. Als wirk-
samstes Modell zur Beschäftigungssi-
cherung erweist sich zurzeit das Kurz-
arbeitergeld. Wie in der Finanz- und 
Wirtschaftskrise vermag dieses ar-
beitsmarkpolitische Instrument wirt-
schaftliche Folgen der Corona-Pande-
mie abzuschwächen. 

Hubertus Heil, Bundesminister für 
Arbeit und Soziales, erklärte in ei-
ner Pressemitteilung des BMAS vom 
14.09.2020 den aktuellen Beschluss der 
Bundesregierung: „Kurzarbeit ist unser 
Erfolgsmodell, mit dem wir das Aus-
kommen von Millionen Beschäftigten 
und ihren Familien sichern. Diesen 
Weg gehen wir weiter. Wir denken aber 
auch an die Zeit nach der Pandemie“ 
(BMAS 2020). In Planung ist derzeit das 
„Gesetz zur Beschäftigungssicherung 
infolge der CO-VID-19-Pandemie“. Die 
Kurzfassung des neuen Gesetzes, das 
zum 01. Januar 2021 in Kraft treten soll 
lautet Beschäftigungssicherungsgesetz 
(BeschSiG). Das Gesetz wird voraus-
sichtlich vom Bundestag im Herbst 2020 
verabschiedet werden. Im Referenten-
entwurf des Beschäftigungssicherungs-
gesetz (BeschSiG) erachtet die Bun-
desregierung beschäftigungssichernde 
Maßnahmen bis in das Jahr 2021 für 
notwendig. „Denn die wirtschaftliche 
Entwicklung und die Entwicklungen 
auf dem Arbeitsmarkt in den kom-
menden Monaten sind mit erheblicher 
Unsicherheit behaftet, da weder der 
Verlauf der COVID-19-Pandemie im 
Winterhalbjahr 2020/2021 vorherge-
sagt werden kann noch der Zeitpunkt, 
ab dem ein Impfstoff eingesetzt werden 
kann“ (Bundesregierung, Referenten-
entwurf BeschSiG, 10.09.2020). 

Im Detail werden die bestehenden 
Regelungen zum Kurzarbeitergeld bis 
Ende des Jahres 2020 verlängert. Im 
Wortlaut verkündet das BMAS: „Die 
Regelung zur Erhöhung des Kurzar-
beitergeldes (auf 70/77 Prozent ab dem 
vierten  Monat und 80/87 Prozent ab 
dem siebten Monat) wird bis zum 31. 
Dezember 2021 verlängert für alle Be-
schäftigten, deren Anspruch auf Kurz-
arbeitergeld bis zum 31.  März 2021 
entstanden ist“ (BMAS, 14.09.2020). 
In zwei weiteren Verordnungen, die 
mit dem Beschäftigungssicherungsge-
setz verabschiedet werden sollen, sind 
zudem Zugangserleichterungen für 
Betriebe zum Kurzarbeitergeld hin-
sichtlich negativer Arbeitszeitsalden 
vorgesehen. Die Bezugsdauer für Kurz-
arbeitergeld wird ebenfalls verlängert. 
Betriebe, die bis Ende 2020 Kurzarbeit 
eingeführt haben, können längstens bis 
zum 31. Dezember 2020 Kurzarbeiter-
geld beziehen.

Als zweite Maßnahme sind Insol-
venzregelungen noch bis Ende 2020 
ausgesetzt, sodass auch wirtschaft-

Aktuelle  
Rechtsprechung

Bundesarbeitsgericht  
Betriebsvereinbarung - Inkrafttreten in 
Abhängigkeit von einem Belegschafts-
quorum

Arbeitgeber und Betriebsrat können die 
Geltung einer Betriebsvereinbarung nicht 
davon abhängig machen, dass die betrof-
fenen Arbeitnehmer zustimmen.

BAG, Urteil vom 28. Juli 2020 –   
Az. 1 ABR 4/19 
 
Entgelttransparenzgesetz - Anspruch 
des Betriebsrats im Hinblick auf Brutto-
entgeltlisten  
Nach den Vorgaben im Entgelttransparenz-
gesetz (EntgTranspG) ist der Betriebsrat in 
das individuelle Verfahren zur Überprüfung 
von Entgeltgleichheit durch die Beant-
wortung von Auskunftsverlangen der 
Beschäftigten eingebunden. Zu diesem 
Zweck ist ein von ihm gebildeter Betriebs-
ausschuss berechtigt, Bruttoentgeltlisten 
des Arbeitgebers einzusehen und auszu-
werten (§ 13 Abs. 2 Satz 1 EntgTranspG)*. 
Dieses Einsichts- und Auswertungsrecht 
besteht daher nicht, wenn der Arbeitgeber 
die Erfüllung der Auskunftsverpflichtung 
berechtigterweise an sich gezogen hat.
BAG , Urteil vom 28. Juli 2020 –  
Az. 1 ABR 6/19

Landesarbeitsgerichte
Auslegung von Unterlassungs- bzw. 
Handlungsansprüche
1. Der Betriebsrat kann nicht verlangen, 
dass der Vertreter des Arbeitgebers in 
Gesprächen mit ihm - dem Betriebsrat - in 
deutscher Sprache spricht und diese ver-
steht, wenn gewährleistet ist, dass jeweils 
entsprechende Übersetzungen erfolgen.
2. Existieren keine arbeitgeberseitigen 
Vorgaben zur Verwendung einer Spra-
che, kann der Betriebsrat ein Begehren 
dahingehend, dass der Arbeitgeber bzw. 
sein Filialleiter mit Mitarbeitern immer in 
deutscher Sprache kommunizieren muss, 
auch nicht auf eine Verletzung des § 87 
Abs. 1 Nr. 1 BetrVG stütze  

LAG Nürnberg, Urteil vom 18. Juni 2020 – 
Az. 1 TaBV 33/19

Aufhebungsvertrag - Gebot fairen  
Verhandelns
1. Hat der Arbeitgeber einen Aufhebungs-
vertrag unter Verstoß gegen das Gebot fairen 
Verhandelns abgeschlossen, hat er nach § 
249 Abs. 1 BGB den Zustand herzustellen, 
der ohne die Pflichtverletzung bestünde. Der 
Arbeitnehmer ist dann so zu stellen, als hätte 
er den Aufhebungsvertrag nicht geschlossen.
2. Eine Verhandlungssituation ist als unfair 
zu bewerten, wenn eine psychische Druck-
situation geschaffen oder ausgenutzt wird, 
die eine freie und überlegte Entscheidung 
des Vertragspartners erheblich erschwert 
oder sogar unmöglich macht. 

LAG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil 
vom 19. Mai 2020 – Az. 5 Sa 173/19
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lich notleidende Betriebe staatliche 
Leistungen in Anspruch nehmen kön-
nen. Die Aussetzung der Insolvenzen 
erfordert jedoch den Nachweis der 
Zahlungsfähigkeit von überschuldeten 
Betrieben. Die Bundesministerin für 
Justiz und Verbraucherschutz, Christi-
ne Lambrecht, erwartet infolge dieser 
Maßnahme die Sanierung der Betrie-
be und die Sicherung von Arbeitsplät-
zen (Bundesministerium für Justiz und 
Verbraucherschutz, 02.09.2020). Am 
18. September 2020 wurde dann ein 
weiterer Baustein des Maßnahmenpa-
kets von Bundeswirtschaftsminister 
Peter Altmaier bekanntgegeben. Über-
brückungshilfen werden gleichfalls bis 
Ende des Jahres verlängert werden. 
Auch hier erleichtert das Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Energie 
den Zugang zu Maßnahmen für klein- 
und mittelständische Unternehmen 
einerseits und Solo-Selbstständige und 
Freiberufler andererseits. Mit diesem 
umfassenden Maßnahmenpaket leistet 
die Bundesregierung einen wichtigen 
Beitrag zu Beschäftigungssicherung in 
Deutschland. 

Beschäftigungsentwicklung

Wie wird sich das Beschäftigungsni-
veau in Deutschland im nächsten Jahr 
entwickeln? Aktuell liegen Prognosen 
zur Entwicklung von Beschäftigung in 
Deutschland über das Jahr 2020 vor. 
Berechnungen des Ifo-Instituts von 
Wissenschaftlern des Zentrums für 
Makroökonomik und Befragungen ge-
ben Aufschluss über die Verbreitung 

der Kurzarbeit in Deutschland: „Die 
Ergebnisse deuten auf einen massiven 
Einsatz der Kurzarbeit hin, welche al-
lerdings am aktuellen Rand bereits wie-
der rückläufig sein dürfte. Insgesamt 
dürften im Mai 7,3 Millionen Personen 
und im Juni 6,7 Millionen Personen in 
Kurzarbeit gewesen sein (Link/Sauer 
2020: Monatlicher Nowcast der reali-
sierten Kurzarbeit auf Basis von Unter-
nehmensbefragungen, ifo Forschungs-
berichte / 114, S. 11-12).

Diese Befunde deuten bereits auf eine 
Erholung des Arbeitsmarktes und eine 
bessere wirtschaftliche Situation der 
Betriebe hin. Wie wird sich die Inan-
spruchnahme von Kurzarbeitergeldre-
gelungen in den kommenden Monaten 
verändern? Das Deutsche Institut für 
Wirtschaftsforschung e.V. (DIW) er-
wartet, dass betroffene Betriebe die Be-
schäftigten zunächst wieder in Vollzeit 
einsetzen, bevor eine Einstellungswelle 
im Frühjahr 2021 erfolgt. Das DIW-
Team von Dr. Claus Michelsen, Leiter 
der Abteilung Konjunkturpolitik, hat 
diese Entwicklung im DIW Wochen-
bericht Nr. 37/2020 (vgl. Abbildung 
1) veranschaulicht: „Im Jahresdurch-
schnitt ergibt sich für dieses Jahr ein 
Rückgang um 430 000 Erwerbstäti-
ge und – ausgehend von dem aktuell 
niedrigen Niveau – für das kommende 
Jahr sogar noch ein leichter Rückgang. 
Im darauffolgenden Jahr steigt die Be-
schäftigung im Jahresdurchschnitt um 
380 000 Personen und dürfte zum Jah-
resende 2022 sogar wieder ihr Vorkri-
senniveau erreichen“ (Michelsen et al. 

2020: Deutsche Wirtschaft: Auf dem 
langen Weg zurück in die Normalität. 
DIW Wochenbericht Nr. 37/2020, 
S. 659).

Eine etwas verhaltene Sicht auf die 
Beschäftigungssicherung vertritt das 
Institut für Makroökonomie und 
Konjunkturforschung (IMK) der 
Hans-Böckler-Stiftung. Das Team 
um den Wissenschaftlichen Direktor 
Prof. Dr. Sebastian Dullien hat die 
Beschäftigungsentwicklung in der 
Corona-Krise erforscht: „Aufgrund 
der außerordentlichen Schwere des 
wirtschaftlichen Einbruchs infolge der 
Pandemie wird es trotz der enormen 
Anstrengungen zur Beschäftigungssi-
cherung zu krisenbedingten Beschäf-
tigungsverlusten und einem Anstieg 
der Arbeitslosigkeit kommen“ (Dul-
lien et al. 2020: Wirtschaftspolitische 
Reaktion mildert Corona-Einbruch: 
Verhaltene Erholung in Sicht, IMK Re-
port Nr. 160, Juni 2020, S. 16). Gleich-
wohl vermuten die Forscherinnen und 
Forscher am IMK u.a. einen positiven 
Einfluss der Maßnahmen zur Beschäf-
tigungssicherung als Erklärung ihrer 
Befunde.

Was bedeuten diese Ergebnisse für die 
betriebliche Praxis? Aufgrund der Er-
holung des Arbeitsmarktes können Be-
triebe wieder mit mehr Zuversicht und 
Planungssicherheit in das nächste Jahr 
starten. Schließlich gibt es eine Menge 
an Themen, die bewegt werden können 
und sollten, um langfristig gut und kri-
sensicher aufgestellt zu sein. Der IAB 
Direktor Prof. Dr. Bernd Fitzenberger 
schätzt die Auswirkungen der Krise auf 
den Arbeitsmarkt wie folgt ein: „Die 
kurzfristige Krise verschiebt zwar den 
Blick, die längerfristigen Trends im Ar-
beitsmarkt verschwinden aber nicht. 
Die Themen Demografie, technischer 
Wandel, Digitalisierung oder ökologi-
sche Transformation werden uns weiter 
begleiten“ (Fitzenberger 2020, Perso-
nalführung, 6/2020, S. 49). Nicht un-
erwähnt sollte bleiben, dass eine zwei-
te oder dritte Corona-Welle die Krise 
wieder verschärfen kann. Umso wich-
tiger ist der Infektionsschutz durch ge-
eignete Hygienemaßnahmen und der 
richtige Umgang mit dem Phänomen 
„Corona-Müdigkeit“ im Betrieb. Hier 
sind Arbeitgeber und Betriebsräte glei-
chermaßen gefordert.

Autor: Dr. Marcel Halgmann 
Hamburg
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reduziert worden war. Die Entlohnung auf Stundenbasis war
deswegen erheblich gestiegen. Im Zuge der Gewinneinbrü-
che bei den Unternehmen in diesem Jahr dürften niedrigere
Tarifabschlüsse diejenigen mit zuvor höheren Lohnzuwäch-
sen ablösen, die effektiven Lohnsteigerungen werden sich 
somit nach und nach merklich abschwächen. Je Arbeitneh-
merIn gerechnet sinken die Löhne in diesem Jahr sogar – 
um fast ein Prozent – da der enorme Umfang an Kurzar-
beit mit entsprechenden Gehaltseinbußen einhergeht. Im 
kommenden Jahr steigen die Monatslöhne entsprechend 
des merklichen Rückgangs der Kurzarbeit deutlich, um vie-
reinhalb Prozent. Dies setzt sich im Jahr 2022 bei nahezu 

Inflation: Ölpreise und Steuersenkung entlasten

Die Inflation fällt in diesem Jahr mit 0,6 Prozent niedrig aus. 
Dies liegt an den im ersten Halbjahr massiv eingebroche-
nen Ölpreisen und der ab Juli geltenden Senkung der Mehr-
wertsteuer, die wohl zu gut der Hälfte an die Verbrauche-
rInnen weitergegeben wurde. Im kommenden Jahr steigen 
die Verbraucherpreise mit 1,4 Prozent jahresdurchschnitt-
lich wieder mit dem Tempo wie im Jahr 2019 – die dämp-
fenden Effekte der Ölpreisrückgänge laufen dabei annahme-
gemäß ab Frühjahr 2021 aus (Kasten 2) und die Mehrwert-
steuersenkung wird ab Januar wieder zurückgenommen.
Die zuvor gesunkenen Preise dürften dann entsprechend 
nach oben angepasst werden. Im Jahr 2022 ist die Wirtschaft 
nicht mehr unterausgelastet, die Inflation sollte dann – mit 
1,6 Prozent – etwas höher ausfallen.

Arbeitsmarkt: Kurzarbeit statt Stellenabbau

Die Corona-Krise schlägt besonders drastisch auf den 
Arbeitsmarkt durch. Da in vielen Bereichen zumindest zeit-
weilig kaum mehr wirtschaftliche Aktivität möglich war, 
mussten Unternehmen den Arbeitseinsatz massiv reduzie-
ren. Zum Teil können solche Schwankungen aufgefangen 
werden, indem die Arbeitszeit der Belegschaft angepasst
wird, etwa durch Verzicht auf Überstunden und den Abbau 
zuvor gefüllter Arbeitszeitkonten. Durch Kurzarbeit steht
den Unternehmen ein zusätzliches Instrument zur Verfü-
gung, mit dem sich die Arbeitszeit erheblich senken lässt – 
und das zudem den Lohnausfall der Beschäftigten durch
Sozialleistungen abfedert. Wird der Anpassungsbedarf den-
noch zu groß oder sehen die Unternehmen auch auf mitt-
lere Sicht kaum Aussicht auf Besserung, müssen Mitarbei-
terInnen entlassen werden.

Der Beschäftigungsaufbau der vergangenen Jahre hatte sich 
bis zum Jahresbeginn fortgesetzt, wenn auch mit abneh-
mendem Tempo. Die Corona-Krise hat dies abrupt beendet: 
Bereits ab März ist die Zahl der ArbeitnehmerInnen gesun-
ken – in der Summe bis Juli um über eine 750 000, obwohl 
die Unternehmen massiv von Kurzarbeit Gebrauch gemacht
haben, um weitere Entlassungen zu vermeiden. Die kräf-
tige Erholung im laufenden Quartal dürfte viele Arbeitge-
ber veranlassen, ihre Belegschaft zu einem guten Teil aus 
der Kurzarbeit zurückzuholen. Erst mit deutlich rückläufi-
gen Kurzarbeitszahlen (Abbildung 3) dürfte – etwa ab Früh-
jahr kommenden Jahres – wieder verstärkt eingestellt wer-
den. Im Jahresdurchschnitt ergibt sich für dieses Jahr ein 
Rückgang um 430 000 Erwerbstätige und – ausgehend von 
dem aktuell niedrigen Niveau – für das kommende Jahr
sogar noch ein leichter Rückgang. Im darauffolgenden Jahr 
steigt die Beschäftigung im Jahresdurchschnitt um 380 000 
Personen und dürfte zum Jahresende 2022 sogar wieder ihr 
Vorkrisenniveau erreichen.

Die Rückführung der Kurzarbeit geht einher mit einem 
merklichen Anstieg des Arbeitsvolumens. Aber auch die
Arbeitszeit der regulär Beschäftigten dürfte ausgeweitet wer-
den, nachdem diese im zweiten Quartal ebenfalls deutlich 

Abbildung 2

Bruttoinlandsprodukt und Potential bzw. Produktionslücke
In Milliarden Euro bzw. Prozent des Potentials
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Die Produktionskapazitäten bleiben zunächst unterausgelastet.

Erwerbstätige und Kurzarbeit
Saisonbereinigte Änderungen gegenüber Vorquartal in Tausend
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Die Kurzarbeit dürfte zurückgehen und allmählich Beschäftigung aufgebaut werden.

Abb. 1: Entwicklung der Beschäftigung

QUELLE: MICHELSEN ET AL. (2020): DEUTSCHE WIRTSCHAFT: AUF DEM LANGEN WEGZURÜCK IN DIE NORMALITÄT, DIW WOCHENBERICHT NR. 37/2020, S. 659.



Am 19. September 2020 sprach Dr. 
Marcel Halgmann im BLC Interview 
mit Christina Niedermeyer, Rechtsan-
wältin in der ALC Arbeitsrechts Canz-
lei Lemke, über Schwerpunkte ihrer 
Beratungstätigkeit sowie aktuelle 
Entwicklungen zu Trend-Themen des 
Personalmanagements in Zeiten der 
Corona-Pandemie.

Dr. Halgmann (H): Hallo Christina. 
Heute wollen wir Dich kennenlernen 
und über Deine Beratungstätigkeit 
in der ALC Arbeitsrechts Canzlei 
Lemke sprechen. Konkret geht es um 
deine Beratungstätigkeit hinsichtlich 
arbeitsjuristischer Schwerpunkte. 
Da möchte ich Dich zunächst bitten, 
Dich einmal vorzustellen. 

 Christina Niedermeyer (N): Hallo 
Marcel. Ich heiße Christina Nieder-
meyer, bin mittlerweile 36 Jahre alt. 
Ich bin ähnlich wie Torsten Lemke ein 
„Landei“ und in einem kleinen Dorf 
zwischen Hannover und Celle große 
geworden. In Hannover habe ich Jura 
studiert und war dann nach meinem 
Examen selbständig als Rechtsanwäl-
tin in einer Bürogemeinschaft in Han-
nover tätig. Ich bin seit 2013, also gut 
sieben Jahre als Anwältin zugelassen.

Es gab noch eine Zwischenstation: 
Ich hatte die Möglichkeit für die IG-
Metall in Baden-Württemberg zwei 
Jahre lang in Heilbronn zu arbeiten. 
Von dort bin ich in die IG-Metall nach 
Hamburg gewechselt und war dort bis 
Ende 2019 als Juristin tätig. Ich habe 
unterschiedlichste Betriebe betreut 
und viel Individualrechts-Beratung 
für die Mitglieder gemacht, aber eben 

auch kollektives Recht für die Be-
triebsräte. Der Kontakt zur Gewerk-
schaft kam über meine Wahlstation 
im Referendariat in Hannover zustan-
de, dort war ich in der Hauptverwal-
tung der IG BCE tätig und habe Kon-
takte geknüpft. Ich wollte mich schon 
immer mit Arbeitsrecht beschäftigen 
und hatte beschlossen, nach Möglich-
keit die Arbeitnehmerseite vertreten 
zu wollen. Dafür war die Tätigkeit bei 
der Gewerkschaft ein super Einstieg.

H: Hast Du in Deiner Tätigkeit in der 
IG BCE und der IG Metall an Ver-
handlungen teilgenommen?

N: Ich habe in Baden-Württemberg in 
zwei oder drei Betrieben Haustarifver-
trags-Verhandlungen selbst geführt 
und auch in Hamburg gehörte das zu 
meiner Tätigkeit dazu. Was wir we-
niger gemacht haben ist, sich mit der 
Verhandlung von Betriebsvereinba-
rungen zu beschäftigen. Da hält sich 
ein Gewerkschaftssekretär eher heraus 
und gibt das an einen Juristen ab. Aber 
Haustarifverträge habe ich verhandelt.

H: Wenn Du auf diese Verhandlungen 
zurückblickst. Was hat für Dich den 
Reiz an den Verhandlungen ausge-
macht? 

N: Den Reiz hat ausgemacht, die Inter-
essen der Arbeitnehmer möglichst gut 
zu vertreten und zu versuchen, einen 
vernünftigen Kompromiss finden zu 
können. Ein Ergebnis, mit dem alle le-
ben können. Mir ging es nicht darum, 
dem Arbeitgeber das maximal Mögli-
che aus der Tasche zu ziehen, sondern, 
was fair ist und was die Beteiligung 

der Beschäftigten am wirtschaftlichen 
Erfolg des Unternehmens auch wi-
dergespiegelt hat. Ohne, dass man da 
unverschämte oder völlig utopische 
Forderungen gehabt hätte. Da war ich, 
denke ich, für einen Gewerkschaftsse-
kretär verhältnismäßig lösungs- und 
kompromissorientiert.

H: Im Moment spielt das Thema Be-
schäftigungssicherung in Betrieben 
eine ganz entscheidende Rolle. Wel-
che Rolle spielt es für die von Dir be-
treuten Betriebe?

N: Das ist unterschiedlich. Man merkt 
jetzt, dass es für Betriebe, die vielleicht 
auch schon vor der Corona-Krise in 
einer etwas angespannteren Situation 
waren, nicht einfacher geworden ist. 
Da spielt das Thema schon eine Rolle. 
Ich habe aber auch wahrgenom- »
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men, dass es an der einen oder ande-
ren Stelle etwas vorgeschoben wird. 
Nach dem Motto: Jetzt haben wir eine 
Krise und ein Problem, dann machen 
wir doch den Personalabbau, den wir 
uns eh schon überlegt hatten unter 
dem Vorwand der Krise. Das ist eher 
durchwachsen.

H: Zurzeit greifen arbeitsmarktpoli-
tische Maßnahmen wie das Kurzar-
beitergeld, das eine Beschäftigungssi-
cherung temporär ermöglicht. Welche 
Entwicklung erwartest Du in 2021?

N: Ich würde mich nicht wundern, 
wenn der eine oder andere Personal-
abbau weiter folgen würde oder eine 
Betriebsänderung durchgeführt wird. 
Wenn die Möglichkeiten über die 
Kurzarbeit ausgereizt sind, aber sicher 
nicht überall. Das hängt sehr von dem 
Unternehmen ab und wie es vorher 
aufgestellt war bzw. in welcher Bran-
che das Unternehmen ansässig ist. 
Da gibt es schon Unterschiede, wer 
mehr oder weniger betroffen ist. Ich 
würde schon damit rechnen, dass es  
im nächsten Jahr tendenziell zu mehr 
Personalabbau kommen kann als im 
ersten Moment. Im ersten Moment 
waren alle Betriebe damit beschäftigt, 
Regelungen für Kurzarbeit zu schaf-
fen oder sich über mobiles Arbeiten 
und Hygienevorschriften Gedanken 
zu machen. Auch die Maskentrag-
pflicht war eines der Themen, die uns 
beschäftigt haben. Ich kann mir vor-

stellen, dass die Auswirkungen erst im 
nächsten Jahr voll durchschlagen.

H: Das hängt unter anderem da-
von ab, ob wir eine zweite oder gar 
dritte Corona-Welle erleben, die 
möglicherweise zu einer stärkeren 
Rezession führen wird. Für unsere 
Leserinnen und Leser ist interessant, 
wie Du an ein Personalabbau-Pro-
jekt herangehen würdest.

N: Ich würde versuchen mir zunächst 
einen umfassenden Überblick zu 
verschaffen, also möglichst viele In-
formationen vom Arbeitgeber zu be-
kommen, was genau geplant ist. Dann 
würde ich versuchen, möglichst früh 
in den Prozess mit einzusteigen und 
diesen mit den Betriebsräten mitzu-
gestalten. Um auch den Prozess unter 
Umständen umgestalten zu können. 
Es muss ja nicht immer die erste Idee 
des Arbeitgebers die richtige und 
die beste sein. Oft lassen sich mit 
Betriebsräten Lösungen erarbeiten, 
die es ermöglichen, den einen oder 
anderen Arbeitsplatz noch zu erhal-
ten. Da würde ich versuchen, früh in 
die Gespräche einsteigen und etwas 
gestalten zu können und nicht nur 
den Personalabbau juristisch beglei-
ten und versuchen, einen möglichst 
schönen Sozialplan zu verhandeln. 
Vielmehr würde ich gucken, ob man 
nicht an den Maßnahmen so mitar-
beiten kann, dass sich der Umfang 
des Personalabbaus begrenzen lässt. 

H: Welche Alternativlösungen wären 
hier möglich?

N: Das zum Beispiel. Es kommt sehr 
auf den Betrieb an und was dort 
möglich ist. Man wird wohl auch 
darüber nachdenken können, ob es 
für die Beschäftigten, die abgebaut 
werden sollen, nicht andere Tätigkei-
ten und Beschäftigungsfelder geben 
könnte, von den auch das Unterneh-
men dann profitiert. Das wird sicher 
nicht überall möglich sein, aber vllt. 
doch an der einen oder anderen Stel-
le. Wo es dann nicht mehr anders 
geht, können Transfermaßnahmen 
eine Möglichkeit sein, um das Gan-
ze etwas abzumildern. Schöner wäre 
ja immer eine Lösung zu finden, die 
die Beschäftigung auch sichert und 
im Unternehmen dann auch zu einer 
wirtschaftlichen Verbesserung führt.

H: Deine Beratungs-Maxime wäre 
also, dass es auch einen langfristi-
gen Erhalt von Beschäftigung, aber 
auch von Wirtschaftlichkeit des Be-
triebes gibt?

N: Genau, das hängt ja wirtschaftlich 
auch eng zusammen. Wenn das Un-
ternehmen wirtschaftlich nicht mehr 
auf guten Beinen steht, dann wird es 
auch schwierig, die Beschäftigung zu 
sichern. Das lässt sich nicht getrennt 
voneinander sehen.

H: Dann noch zu einem weiteren »
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Themenbereich, der Digitalisierung. 
Wie weit siehst Du die Digitalisie-
rung in den von Dir betreuten Be-
trieben vorangeschritten?

N: Weniger als man es sich denken 
oder vielleicht wünschen würde, muss 
ich sagen. Manche Betriebe sind da 
wirklich ganz gut aufgestellt. Ich habe 
zumindest viel mitbekommen, wenn 
es darum ging mobil zu arbeiten und 
Prozesse virtuelle und digital zu ma-
chen. Dass dort noch nicht jeder Be-
trieb so gut aufgestellt ist wie es vllt. 
sein müsste. Da gibt es noch viel zu 
tun.

H: Als drittes Thema interessiert uns, 
wie sich die Arbeitsplatzgestaltung in 
den Betrieben zurzeit verändert. 
Was nimmst Du hier konkret wahr in 
puncto neue Arbeitsplatzkonzepte?

N: Ich nehme wahr, dass es einen ver-
stärkten Wunsch danach gibt, dass 
mobil gearbeitet werden kann. Da 
gibt es oftmals Missverständnisse: was 
heißt eigentlich Homeoffice und was 
heißt mobiles Arbeiten. Da habe ich 
den Eindruck, dass viele Unterneh-
men jetzt Homeoffice-Light Vereinba-
rungen abschließen wollen. Wir nen-
nen es nicht Homeoffice, weil damit 
die Gestaltung eines richtigen Home-
office-Arbeitsplatzes verbunden ist, 
was ziemlich aufwändig ist. Da wird 
einiges als mobiles Arbeiten verkauft. 
Doch damit besteht der Versuch, zu-
mindest während der momentanen 
Situation möglichst viele Beschäftigte 
von zu Hause und nicht aus dem Be-
trieb arbeiten zu lassen. Ohne, dass 
man allen Anforderungen an einen 
Homeoffice-Arbeitsplatz gerecht wer-
den sollte. Ich könnte mir vorstellen, 
dass sich dort dauerhaft etwas verän-
dert, dass Unternehmen jetzt auf die 
Idee kommen, dass es auch ganz vor-
teilhaft ist, wenn man nicht die volle 

Anzahl an Arbeitsplätzen im Betrieb 
vorhalten muss. Sondern tatsächlich 
Desk-Sharing-Konzepte umsetzt und 
den Beschäftigten das Arbeiten von zu 
Hause ermöglicht. Aber da gibt es eine 
Menge zu regeln, sodass es auch für 
die Arbeitnehmer vernünftig ist und 
nicht nur ein einseitiger Vorteil für die 
Unternehmen. Da bewegt sich gerade 
ein bisschen was.

H: Es bewegt sich ein bisschen was. 
Das heißt, welche personalpolitischen 
Themen werden Deiner Einschätzung 
nach im nächsten Jahr im Fokus der 
Betriebe stehen?

N: Ich glaube es wird vermehrt dar-
um gehen, mobiles und flexibles Ar-
beiten zu etablieren und tatsächlich 
feste Arbeitsplätze vor Ort zu redu-
zieren. Also ich könnte mir durchaus 
vorstellen, dass ausgelöst durch die 
derzeitige Situation das eine oder an-
dere Unternehmen verstärkt darüber 
nachdenkt. Das es nicht mehr darum 
geht, dass jeder sein Büro und sei-
nen Schreibtisch hat, sondern Desk-
Sharing-Arbeitsplätze gibt und viel 
von zu Hause gearbeitet werden kann 
oder soll.

H: Abschließend interessiert mich, 
welche Situation Du in Deiner bis-
herigen Beratungstätigkeit am skur-
rilsten empfunden hast.

N: Also was ich immer schwierig fin-
de ist, wenn auf der Arbeitgeberseite 
Juristen oder Berater vertreten sind, 
die sich immer nur an dem strengen 
juristischen Weg oder dem vom Ar-
beitgeber vorgeschlagenen Weg fest-
halten und nicht wirklich offen für 
Lösungsvorschläge sind, die letztend-
lich für beide Seiten von Vorteil sind. 
Ich bin da eher kompromiss- und pra-
xisorientiert und da muss es nicht im-
mer der ganz formalistische Weg sein. 

Wenn dann so völlig davor die Augen 
verschlossen werden und sich nur 
an Formalismus oder der einen Idee 
vom Arbeitgeber aufgehalten wird, 
das fand ich in einer Situation schon 
sehr skurril.

H: Was wünscht Du Dir für die 
nächsten Monate in der Beratungs-
tätigkeit?

N: Ich wünsche mir viele spannende 
Projekte und hoffe, dass wir weiter 
gute Lösungen mit den Betriebsräten 
und Unternehmen erarbeiten können 
und wo es dann tatsächlich um Per-
sonalabbau geht, dass dieser so gering 
und so milde wie möglich erfolgen 
kann. Also, dass wir es hinbekommen 
durch schlaue Ideen möglichst viele 
Arbeitsplätze zu erhalten und auf Ar-
beitgeber treffen, die auch ein Inter-
esse haben möglichst konstruktiv mit 
den Betriebsräten zusammenzuarbei-
ten. In einem konstruktiven Dialog 
erhält man immer bessere Lösungen, 
als wenn man sich streitet. 

Ich hoffe, dass man in der Krise, in der 
wir uns befinden, auch eine Chance 
sehen kann. Zudem würde ich es be-
grüßen, wenn die Veränderungen, die 
sich dadurch in Betrieben ergeben, 
auch etwas Positives für die Beschäf-
tigten bringen können. Ich bin da 
zuversichtlich, dass wir gemeinsam 
etwas Gutes gestalten können.

Wir freuen uns über nunmehr 25 Aus-
gaben BLC News und bedanken uns 
bei allen Leserinnen und Lesern für 
ihr Interesse. In der 26. Ausgabe wid-
men wir uns im BLC Topthema den 

Erkenntnissen rund um Homeoffice 
und mobiles Arbeiten.
In der Rubrik BLC Event blicken wir 
mit Ihnen auf den Talk-am-Fleet vom 
29. September 2020. 
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